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Einleitung 

 

1. Das Projekt. Das EG-Verbraucherrechtkompendium ist das Ergebnis einer umfangreichen 

Studie, die von einer internationalen Forschungsgruppe im Auftrag der Europäischen Kom-

mission erstellt wurde. Es ist Teil einer Forschungsarbeit, die die EU-Kommission im Rah-

men der Überarbeitung des Verbraucher Acquis unternimmt. Zum ersten Mal wird die Um-

setzung von 8 bedeutenden verbraucherschützenden Richtlinie in die Rechtsordnungen der 27 

Mitgliedstaaten untersucht. Die Ergebnisse dieser Studie veranschaulichen die grundlegenden 

Unterschiede zwischen den zahlreichen nationalen Umsetzungsmaßnahmen, welche Folge 

von Minimumharmonisierungsklauseln und Regelungsoptionen sind. Ziel dieser Einleitung ist 

es, einige zentrale Aspekte dieser Studie und ihrer Methode zu skizzieren. Eine detaillierte 

Beschreibung des Projekts findet sich in der Ausschreibung, die zu dem dieser Studie zugrun-

de liegenden Vertrag zwischen der Europäischen Kommission und der Universität Bielefeld 

geführt hat1. Ein kurzer Überblick findet sich zudem in verschiedenen Kommissionsdokumen-

ten2.  

 

 

2. Umfang der Studi.Diese Studie behandelt acht Richtlinien, namentlich: 

• die Haustürwiderrufsrichtlinie (85/577/EWG);  

• die Pauschalreiserichtlinie (90/314/EWG);  

• die Klauselrichtlinie (93/13/EWG);  

• die Teilzeitwohnrechterichtlinie (94/47/EG);  

• die Fernabsatzrichtlinie (97/7/EG); 

• die Preisangabenrichtlinie (98/6/EG); 

                                                 
1 Nr. der Ausschreibung: 2003/S 153-138854; an verschiedenen Orten auf der Webseite der Europäischen Kom-
mission veröffentlicht, z. B. unter ted.europa.eu  (Dokument Nr. 2003-138854).); Werkvertrages Nr. 17.020100 / 
04 / 389299: “Annotated Compendium including a comparative analysis of the Community consumer acquis” 
und Werkvertrag Nr. 17.020200/07/469858: “EU-Consumer Protection” – Extension of the geographical scope 
of the compendium to Bulgaria and Romania. 
2 KOM (2004) 651, endg., S. 3-4. 
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• die Unterlassungsklagenrichtlinie (98/27/EG); und 

• die Verbrauchsgüterkaufrichtlinie (1999/44/EG).  

Die Auswahl dieser Richtlinien mag etwas willkürlich erscheinen. Einerseits könnten vor al-

lem die Richtlinien 98/6/EG (Preisangabe) und 98/27/EG (Unterlassungsklagen) als Fremd-

körper empfunden werden, weil allen anderen insofern ein gemeinsames Charakteristikum 

eigen ist, als sie vertragsrechtliche Aspekte des EG Verbraucherrechts regeln. Andererseits 

enthält die obige Liste einige Richtlinien nicht, von denen man annehmen würde, dass es sich 

um Kernelemente des EG Verbrauchervertragsrechts handelt, wie z. B. die Verbraucherkredit-

richtlinie (87/102/EWG) oder die Richtlinie über den Fernabsatz von Finanzdienstleistungen 

(2002/65/EG). Jedoch wurde die Auswahl von der im Zeitpunkt der Ausschreibung zuständi-

gen Kommissionsstelle getroffen und konnte daher von Vertragspartnern nicht in Frage ge-

stellt werden. Hinter dieser Auswahl scheint aber ein offenkundig politischer Grund zu ste-

hen. In Bezug auf die Verbraucherkreditrichtlinie 87/102 ist anzumerken, dass sie gegenwär-

tig einer gründlichen Überarbeitung unterzogen wird, die zu grundlegenden Veränderungen 

führen wird. Folglich wäre jede Analyse bereits sehr bald nach Inkrafttreten der Änderungen 

veraltet. Hinsichtlich der Richtlinie über den Fernabsatz von Finanzdienstleistungen 2002/65 

hat man möglicherweise den Zeitraum seit ihrem Erlass als zu kurz angesehen als dass man 

eine profunde Beurteilung ihrer Auswirkungen auf die Rechtssysteme der Mitgliedstaaten 

geben könnte. 

 

3.Ergebnisse der Studie. Die Studie hat zwei wesentliche Resultate hervorgebracht: Erstens 

wurde eine Rechtsdatenbank geschaffen, welche die acht Richtlinien, die einschlägige EuGH-

Rechtsprechung, die nationalen Umsetzungsinstrumente sowie das nationale Fallrecht mitein-

ander verbindet. Diese Datenbank ist online verfügbar und wird in den nächsten drei Jahren 

regelmäßig aktualisiert. Zweitens hat die Studie diesen Band hervorgebracht, der, wie die 

Kommission es formulierte, eine „Rechtsvergleichende Studie der verschiedenen nationalen 

Regelungen, einschließlich möglicher Hemmnisse für den Handel oder daraus resultierender 

Wettbewerbsverzerrungen” sein soll. Beide Teile der Studie, die Datenbank und die Rechts-

vergleichende Studie ergänzen sich gegenseitig. Um z. B. den Text von unzähligen Fußnoten 

zu befreien, wird in der Rechtsvergleichenden Studie oftmals davon abgesehen, die einzelnen 

Umsetzungsmaßnahmen in den Mitgliedstaaten vollständig zu erwähnen. Die entsprechenden 

Informationen sind ohne weiteres in der Datenbank zu finden. Selbstverständlich ist uns der 

Großteil der existierenden juristischen Literatur und Studien in Bezug auf das Forschungsfeld 
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dieser Studie bekannt, soweit diese Materialien in Sprachen geschrieben sind, die uns vertraut 

sind. Jedoch haben wir uns entschlossen, nur einige wenige grundlegende Literaturhinweise 

aufzunehmen. 

 

 

4. Zeitplan.Es war eine große Herausforderung, einen umfassenden Überblick über die Um-

setzung von acht Richtlinien in 27 Mitgliedstaaten zu geben. Niemals zuvor wurde dies in 

diesem Umfang und in dieser Dichte versucht. Im Verlaufe dieses Unternehmens stellte sich 

heraus, dass die Aufgabe deutlich mehr Mühe und Zeit beanspruchen würde als ursprünglich 

von den teilnehmenden Forschern und anscheinend auch von der Europäischen Kommission 

erwartet. Die Arbeit begann im Oktober 2004, und es war ursprünglich vorgesehen, sie im 

April 2006 (für zu diesem Zeitpunkt 25 Mitgliedstaaten) abzuschließen. Als deutlich wurde, 

dass die Studie zu diesem Zeitpunkt nicht würde fertig gestellt werden können, hat die Kom-

mission eine Verlängerung bis Dezember 2006 gewährt. Die Studie wurde im Jahre 2007 fer-

tigstellt und umfasst nun auch die zwei neuen Mitgliedstaaten, welche der Europäischen Uni-

on im Jahre 2007 beigetreten sind.. Aus diesem Grunde enthält diese zweite Version des 

Kompendiums nunmehr die Ergebnisse aller 27 Mitgliedstaaten. Informationen über die Um-

setzung der acht Richtlinien in Bulgarien und Rumänien sind ebenfalls in der Datenbank ab-

rufbar. 

 

 

5. Methodik. Die vorbereitende Forschung zu dieser Studie in den 27 Mitgliedstaaten wurde 

von Kollegen in den jeweiligen Ländern vorgenommen. Im Anhang zu dieser Einleitung fin-

det sich eine Liste der Teilnehmer und Mitarbeiter. Der Ausgangsschritt, um eine Datenbank 

zu erstellen und die Rechtsvergleichende Studie zu entwerfen, war, einen Fragebogen zu ent-

wickeln, der die nationalen Berichte in einer Weise strukturieren sollte, dass die Herausgeber 

dieser Studie die entscheidenden Ergebnisse für jeden Mitgliedstaat erkennen können. Schon 

zu diesem Zeitpunkt haben einige der nationalen Mitarbeiter an dem Entwurf des Fragebo-

gens mitgearbeitet. Das hat sich als sehr hilfreich erwiesen. Auf diese Weise konnten wir wei-

test möglich sicherstellen, dass die Fragen von Juristen von so unterschiedlicher rechtlicher 

Provenienz gleich verstanden wurden. 

 

Von diesen Fragebögen geleitet, haben die einzelnen Forscher oder Forschergruppen eines 

jeden der aktuell 27 Mitgliedstaaten für jede Richtlinie einen Bericht über die entsprechenden 
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nationalen Umsetzungsmaßnahmen entworfen. Als Mehrwert deckten diese Berichte auch 

auf, wie die verschiedenen nationalen Rechtssysteme von der EG-Gesetzgebung beeinflusst 

wurden und ob es Schwierigkeiten oder Defizite bei der Umsetzung gab. 

 

Auf Basis dieser nationalen Berichte, haben die Autoren dieser Studie einerseits eine sehr 

kurze Charakterisierung der allgemeinen „Umsetzungskultur“ jedes Mitgliedstaates vorge-

nommen (Teil 1 der Rechtsvergleichenden Studie) und andererseits einen detaillierten Bericht 

jeder Richtlinie geliefert, womit beabsichtigt ist, eine EG-weite rechtliche Landkarte der Um-

setzung dieser acht Richtlinien zu entwerfen (Teil 2). Diese Berichte sollen die Umsetzung in 

den 25 Mitgliedstaaten kartographisch erfassen und die einzelnen Autoren haben festgelegt, 

wie viel Tiefgang nötig war, um eine aussagekräftige Studie dieses Prozesses zu präsentieren. 

Es musste ein Mittelweg gefunden werden zwischen weitschweifigen Referaten, die eine er-

schöpfende Darstellung der Umsetzung jeder einzelnen Bestimmung aller Richtlinien in allen 

25 Mitgliedstaaten liefern und einer Skizzierung, die lediglich einen sehr allgemeinen, flüch-

tigen Überblick gewährt. Unsere Absicht war es, die Aspekte herauszustellen, in denen die 

nationalen Umsetzungsmaßnahmen sich unterscheiden, anstatt jede Bestimmung aufzulisten, 

die ordnungsgemäß umgesetzt wurde. Wir haben daher für jeden Abschnitt die angemessene 

Tiefe gewählt, um auf diese Weise hoffentlich sicherzustellen, dass die Analyse ein wertvol-

les Bild des aktuellen Stands innerhalb der Europäischen Union liefert, ohne das umfassende 

Bild mit zu vielen Details zu verdunkeln. 

 

Diese Hauptteile der Studie werden ergänzt um die wichtigsten Schlussfolgerungen in Bezug 

auf gemeinsame Strukturen der Richtlinien (Teil 3) und um besondere Empfehlungen zur Lö-

sung einiger der in der Studie hervorgehobenen Probleme (Teil 4). Natürlich geben diese 

Schlussfolgerungen und Empfehlungen nur die persönliche Meinung jedes einzelnen Autors 

wieder, wiewohl wir nicht davor zurückschrecken, tiefgehende Reformen dieser Richtlinien 

anzuregen. 

 

6.Herausgeber und Autoren. Das Forschungsprojekt wurde in enger Zusammenarbeit mit 

zahlreichen Mitarbeitern durchgeführt. Es wurde von Hans Schulte-Nölke koordiniert. Dieser 

Teil der Studie, die Rechtsvergleichende Studie wurde von ihm in Zusammenarbeit mit Chris-

tian Twigg-Flesner und Martin Ebers herausgegeben. Die Herausgeber waren auch als Auto-

ren für einzelne Teile der Studie tätig, zum Teil zusammen mit anderen Co-Autoren wie in 

den entsprechenden Teilen angegeben.  
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7. Rechtsstand Wir beabsichtigten ursprünglich, dass das Verbraucherrecht-Kompendium das 

am 1. Oktober 2005 existierende Recht darstellen solle. Aufgrund der Verzögerung waren wir 

in der Lage einige spätere Entwicklungen aufzunehmen. Daher haben wir auch viele wichtige 

Rechtsänderungen oder andere Entwicklungen, die sich bis Mitte 2006, in einigen Fällen so-

gar bis Mitte 2007, ereigneten, berücksichtigen können.3 Selbstverständlich haben sich die 

nationalen Rechtsordnungen auch auf dem Gebiet des Verbraucherschutzrechts weiterentwi-

ckelt. Aus diesem Grunde könnten einige Informationen aus diesem Kompendium in nationa-

le Gesetzgebungsverfahren einfließen (wenn dies nicht bereits passiert ist). Insbesondere die 

konsolidierte Fassung des spanischen Verbraucherschutzgesetzes (Real Decreto Legislative 

1/2007), welches am 1. Dezember 2007 in Kraft getreten ist, konnte nicht mehr berücksichtigt 

werden. Das Gesamtbild der ernormen Unterschiede zwischen den nationalen Gesetzen auf 

dem Gebiet der hier behandelten Richtlinien hat sich durch nationale Gesetzgebungsaktivitä-

ten gleichwohl nicht gravierend verändert. Es ist zudem geplant, eine zweite Ausgabe dieses 

Kompendium zu veröffentlichen, welche diese Änderungen berücksichtigt. Es ist weiterhin 

geplant, die Datenbank ab Juli 2008 vierteljährlich zu aktualisieren. 

 

8. Bitte um Nachsicht und Anmerkungen. Insgesamt enthält die Rechtsvergleichende Studie 

annähernd 6000 einzelne Verweise auf die nationalen Rechtsordnungen. Fast alle wurden 

nochmals von zumindest einem nationalen Verbraucherrechtsexperten überprüft, vielfach 

zudem von anderen interessierten Experten, z. B. von Verbraucherorganisationen oder natio-

nalen Ministerien. Wir haben die größtmögliche Sorgfalt obwalten lassen, um die enorme 

Masse an Material in mehr als 20 Sprachen zu verarbeiten, aber trotz aller Sorgfalt wird die 

Komplexität dieser Aufgabe mit größter Wahrscheinlichkeit zu einigen Ungenauigkeiten ge-

führt haben. Einige der Verweise auf die nationalen Rechtsordnungen mögen der nochmali-

gen Überprüfung entgangen sein, in anderen Fällen mögen Ungenauigkeiten vom Korrektur-

leser übersehen worden sein, versteckt in dem umfangreichen Material. Natürlich hätten auch 

einige zusätzliche Gerichtsentscheidungen oder Verwaltungsakte erwähnt werden können, um 

die Anwendung des nationalen Umsetzungsrechts zu illustrieren. Die Herausgeber möchten 

darauf hinweisen, dass sie für diese Mängel die akademische Verantwortung tragen müssen, 

nicht die nationalen Berichterstatter oder Korrekturleser. Wir entschuldigen uns für jede Un-

genauigkeit, die der Leser entdecken sollte. 

                                                 
3 Bezüglich Bulgarien und Rumänien, wurden Gesetzgebungsaktivitäten bis Februar 2008 berücksichtigt. 
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Die Herausgeber und alle Mitarbeiter hoffen, dass die Studie als sehr ernsthafter Versuch ge-

würdigt wird, eine Landkarte des Europäischen Verbraucherrechts im Anwendungsbereich 

der acht Richtlinien zu zeichnen. Jede, insbesondere kritische Bemerkung, die uns hilft, die 

Studie zu verbessern, begrüßen wir sehr. Wir beabsichtigen eine neue Auflage der Rechtsver-

gleichenden Studie zu erstellen, sobald die Übersetzungen ins Französische und Deutsche 

abgeschlossen sind. Wir werden dabei dankbar alle Fehler korrigieren, auf die wir durch Leser 

aufmerksam gemacht worden sein werden.  

 

9. Danksagung 

Schließlich möchten wir all den vielen Menschen danken, die zum Projekt beigetragen haben 

und es unterstützten. Zunächst möchten wir die nationalen Berichterstatter erwähnen, die e-

norm viel Zeit in dieses Projekt investiert haben und die geduldig Dutzende von Fragebögen 

und Fragen ohne Klage beantworteten. Unser Dank gebührt insbesondere jenen, welche die 

Verantwortung übernahmen, die Datenbank auszuwerten und die auch diese Rechtsverglei-

chende Studie auswerten werden. Das Datenbankteam und viele andere interessierte Personen 

aus Unternehmen, nationalen Behörden und Verbraucherverbänden haben Anmerkungen und 

Anregungen von unschätzbarem Wert geliefert. Wir bedanken uns auch recht herzlich bei den 

vielen Mitgliedern der Acquis Group die, obwohl sie nicht offiziell in das Projekt eingebun-

den waren, Ratschläge und Unterstützung gaben. Es ist unmöglich alle namentlich zu erwäh-

nen, die uns bei dieser Aufgabe unterstützt haben; die angefügte, unvollständige Liste der 

Mitwirkenden und Unterstützenden mag jedoch einen Eindruck geben. 

 

Wir sind für viele Anmerkungen dankbar, die zu früheren Fassungen der Studie von Kommis-

sionsbeamten gemacht wurden, die uns geholfen haben, einige Ungenauigkeiten zu vermei-

den. Schließlich bedanken wir uns auch bei den verantwortlichen Kommissionsbeamten, ins-

besondere und als pars pro toto bei Giuseppe Abbamonte und Mikolaj Zaleski, die uns, trotz 

des durch unsere Verspätung hervorgerufenen Zeitdrucks, allzeit weit über das Maß hinaus 

unterstützten, das man hätte erwarten können. 

 

Wir möchten abermals wiederholen, dass Anmerkungen und Vorschläge sehr dankbar aufge-

nommen werden: schulte-noelke@uni-bielefeld.de. 

 

Bielefeld, Hull und Barcelona, im Februar 2008 
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Hans Schulte-Nölke, Christian Twigg-Flesner, Martin Ebers 
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Mitwirkende 

 

1. Allgemeine Projektleitung des Consumer Law Compendiums 

 

Prof. Dr. Hans Schulte-Nölke, Direktor des Centrums für Europäische Rechtspraxis an der 

Universität Bielefeld 

 

 

2. Autoren der rechtsvergleichenden Analyse 

 

Name Institut/Funktion 

Prof. Dr. Hans Schulte-

Nölke  

Direktor des Centrums für Europäische Rechtspraxis an der Uni-

versität Bielefeld 

Dr. Christian Twigg-

Flesner  

Senior Lecturer für Privatrecht 

Law School 

Universität Hull 

Dr. Martin Ebers  Zur Zeit Universität Barcelona 

 

 

3. Mitautoren  

 

Name Institut/Funktion 

Andreas Börger  Wissenschaftlicher Mitarbeiter  

Centrum für Europäische Rechtspraxis an der Universität Biele-

feld 

Sandra Fischer Wissenschaftliche Mitarbeiterin 

Centrum für Europäische Rechtspraxis an der Universität Biele-

feld 

Leonie Meyer- Wissenschaftliche Mitarbeiterin 
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Schwickerath  Centrum für Europäische Rechtspraxis an der Universität Biele-

feld 

Dr. Christoph M. Scheu-

ren-Brandes 

Wissenschaftlicher Mitarbeiter  

Centrum für Europäische Rechtspraxis an der Universität Biele-

feld (zur Zeit Dozent an der Universität Kiel) 

 

 

4. Sprachliche und redaktionelle Arbeiten 

 

Name Institute/Function 

Zahour Akhtar Wissenschaftlicher Mitarbeiter 

Centrum für Europäische Rechtspraxis an der Universität Biele-

feld 

Lucy Goodhew Wissenschaftliche Mitarbeiterin 

Centrum für Europäische Rechtspraxis an der Universität Biele-

feld 

David Kraft Wissenschaftlicher Mitarbeiter 

Centrum für Europäisches Privatrecht an der Universität Münster  

Christian Rodorff  Wissenschaftlicher Mitarbeiter  

Centrum für Europäisches Privatrecht an der Universität Münster 

Filip Wejman, LL.M (Har-

vard) 

Wissenschaftlicher Mitarbeiter 

Centrum für Europäische Rechtspraxis an der Universität Biele-

feld (zur Zeit an der Universität Krakau) 

 

5. Datenbankteam  

 

Name Institut/Funktion 

Dr. Thomas Simons  Leiter der Datenbank-Entwicklung 

Rechtliche und redaktionelle Aspekte der Datenbank 

IPR Verlag GmbH, München 
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Michael Nagel  EDP Qualitätsmanager 

IPR Verlag GmbH, München 

Raimund Beck  Datenbankredakteur 

Webdesign 

IPR Verlag GmbH, München 

Alexander Hentschel  Datenbankredakteur 

Datenbankentwicklung 

IPR Verlag GmbH, München 

Sibylle Calabresi-Scholz  Rechtliche und redaktionelle Aspekte der Datenbank 

IPR Verlag GmbH, München 

  

 

6. Nationale Korrespondenten  

 

Land Name Institut/Funktion 

Prof. Dr. Peter Bydlinski Institut für Zivilrecht Karl-Franzens-Universität, Graz 

Dr. Martin Stefula Richter im österreichischen Justizdienst 

Österreich 

Thomas Schoditsch Institut für Zivilrecht Karl-Franzens-Universität, Graz 

Prof. Dr. Gert Straetmans  Universität Antwerpen Belgien 

Dr. Stefan Rutten Assistent 

Universität Antwerpen 

Bulgarien Antonina Bakardjieva En-

gelbrekt 

Fakultät für Rechtswissenschaft 

Universität Stockholm 



Verbraucherrechtskompendium Rechtsvergleichende Studie 

Mitwirkende 

42 

 

 

 Prof. Dr. Zlatka Sukareva Fakultät für Rechtswissenschaft  

Universität für nationale und internationale Wirtschaft 

Sofia 

Tschechische 

Republik 

Prof. Luboš Tichý 

 

Fakultät für Rechtswissenschaft  

Karls-Universität Prag 

Zypern Christiana Markou LL.M. Rechtsanwältin und Doktorandin 

Prof. Dr. Peter Møgel-

vang-Hansen 

Fakultät für Rechtswissenschaft, Kopenhagen Busi-

ness School 

Dänemark 

Søren Sandfeld Jakobsen, 

PhD 

Associate Professor  

Fakultät für Rechtswissenschaft, Kopenhagen Busi-

ness School 

Estland Dr. Margus Kingisepp  Associate Professor für Zivilrecht 

Institut für Rechtswissenschaft  

Universität Tartu, Tallinn 

Finnland Dr. Tuomas Majuri LL.M. Finanzministerium 

Abteilung für Finanzmärkte 

Dr. Elise Poillot 

 

Universität Jean Moulin-Lyon 3 Stellvertretende Di-

rektorin des Instituts für Rechtsvergleichung Edouard 

Lambert 

Frankreich 

Dr. Michel Cannarsa Lehrbeauftragter an der Universität Jean Moulin Lyon 

3 

Deutschland Dr. Martin Ebers Wissenschaftlicher Assistent 

zur Zeit Universität Barcelona 

Prof. Dr. Ioannis Kara-

kostas 

Fakultät für Rechtswissenschaft 

Universität Athen 

Griechenland 

Dr. Paraskevi Paparseniou Lektorin 

Fakultät für Rechtswissenschaft 

Universität Athen 
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 Theodor Katsas Fakultät für Rechtswissenschaft 

Universität Athen 

Prof. Dr. Judit Fazekas 

 

Fakultät für Rechtswissenschaft, Universität Miskolc 

Dr. Edit Ujvari Fakultät für Rechtswissenschaft, Universität Miskolc 

Ungarn 

Barbara Zubriczky Ungarische Wettbewerbsbehörde und Doktorandin, 

Fakultät für Rechtswissenschaft, Universität Bielefeld 

Fidelma White 

 

Senior Lecturer 

Institut für Rechtswissenschaft, Universität Cork 

Irland 

Prof. Henry Ellis Institut für Rechtswissenschaft, Universität Cork 

Prof. Dr. Gianmaria Ajani 

(Leitung) 

Institut für Rechtsvergleichung 

Abteilung für Rechtswissenschaft, Universität Turin 

Dr. Piercarlo Rossi Institut für Rechtsvergleichung 

Abteilung für Rechtswissenschaft, Universität Turin 

Italien 

Dr. Cristina Poncibò Institut für Rechtsvergleichung 

Abteilung für Rechtswissenschaft, Universität Turin 

Lettland Baiba Broka Lecturer  

Institut für Privatrecht 

Universität Latvia 

Riga 

Litauen Gediminas Pranevicius, 

LL.M 

Lecturer für Urheberrecht an der Riga Graduate Law 

School und Rechtsanwalt (Solicitor) 

Luxemburg Marc Thewes Rechtsanwalt (Avocat à la Cour) 

Thewes & Reuter, Luxembourg  

Malta Dr. Paul Edgar Micallef  Rat für Verbraucherfragen, Malta 
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 David Gonzi Legal Researcher, Malta 

Prof. Dr. Carla Sieburgh 

 

Fakultät für Rechtswissenschaft  

Radboud Universität Nijmegen 

Niederlande 

Hanneke Spath Fakultät für Rechtswissenschaft  

Radboud Universität Nijmegen 

Polen Dr. Magdalena Sengayen  Assistentin am Centre for Socio-Legal Studies  

Universität Oxford  

1. Prof. Dr Miguel Gorjão-

Henriques 

 

Assistent Professor  

Fakultät für Rechtswissenschaft, Universität Coimbra;  

Rechtsanwalt für Europäisches Recht und Wettbe-

werbsrecht - Vieira de Almeida & Associados 

Portugal 

Ana Raquel Moniz LL. M. Fakultät für Rechtswissenschaft, Universität Coimbra 

Rumänien Mihaela Capov Rechtsanwältin 

Tanasescu, Leaua, Cadar und Partner, Bukarest 

 

 

Crenguta Leaua Associate lecturer an der Petru-Maior-Universität, Tg. 

Mures, Rumänien; 

Rechtsanwältin - Tanasescu, Leaua, Cadar und Part-

ner, Bukarest 

Mgr. Lenka Nosalova 

 

Lecturer 

Techische Universität Zvolen, Slowakei  

Slowakei 

Dr. Julius Koval Slowakische Verbraucherorganisation 
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Prof.dr. Peter Grilc  Fakultät für Rechtswissenschaft 

Universität Ljubljana 

Doc.dr. Špelca Mežnar Assistent Professor  

Fakultät für Rechtswissenschaft, Universität Ljubljana 

Doc.dr. Damjan Možina Assistent Professor  

Fakultät für Rechtswissenschaft, Universität Ljubljana 

Asist. Ana Vlahek, u-

niv.dipl.iur. 

Assistentin an der Fakultät für Rechtswissenschaft, 

Universität Ljubljana 

Slowenien 

Asist. Jerca Kramber-

ger,LL.M. 

Assistentin an der Fakultät für Rechtswissenschaft, 

Universität Ljubljana 

Spanien Prof. Dr. Sergio Cámara 

Lapuente 

Profesor Titular für Zivilrecht, Institut für Recht an 

der Universität de La Rioja  

 

Prof. Dr. Lars Gorton 

 

Institute for Law 

Universität Lund  

Dr. Eva Lindell-Frantz Assistent Professor 

Institute for Law 

Universität Lund 

Schweden 

Lennart Johansson Institute for Law 

Universität Lund 

Vereinigtes 

Königreich 

Dr. Christian Twigg-

Flesner 

Senior Lecturer für Privatrecht 

Law School 

Universität Hull 

 

7. Von der EU-Kommission ausgewählter unabhängiger Evaluator 

Zentrum für Europäisches Wirtschaftsrecht / Forschungszentrum für Verbraucherrecht, 

Prof. Dr. Jules Stuyck, Universität Leuwen 
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8. Acquis Group  

 

Viele Mitglieder der Acquis Gruppe (http://www.acquis-group.org) haben zu diesem Projekt 

in vielfältiger Weise durch Rat und Tat maßgeblich beigetragen, insbesondere Prof. Dr. 

Gianmaria Ajani, Universität Turin; Prof. Dr. Reiner Schulze, Universität Münster und Prof. 

Dr. Fryderyk Zoll, Universität Krakau 


